
Gemeinde Twis t

N i e d e r s c h r i f t
(BPUA/02/2022)

über die Ausschuss für Bau, Planung und Umwelt
am 09.06.2022 in der Aula der Oberschule Twist, Flensbergstraße 17, 49767 Twist

A. Öffentlicher Teil

1 Eröffnung der Sitzung

2 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit

3 Feststellung der Tagesordnung

4 Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung

5 Bericht der Bürgermeisterin

5.1 Fertigstellung Straßenendausbau „An der Apotheke“

6 Einwohnerfragestunde

7 Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur in der Gemeinde Twist "Schwarzer Weg" -
Antrag der SPD-Fraktion
Vorlage: 0083/2022

8 Straßenausbau der innerörtlichen Gemeindestraße "Hebelermeer" von der
Dorfmitte bis zur K 202
Vorlage: 0091/2022

9 Anfragen und Anregungen

10 Schließung der öffentlichen Sitzung

II. Anwesenheit

Vorsitzende/r:
Fischer, Holger

Ausschussmitglieder:
Aehlen, Reinhard
Beerling, Martin
Brand, Heinz-Hermann
Gaidosch, Rudi i.V. f. Vohrmann, Horst
Nögel, Annegret
Reinert, Esther i. V. f. Reuß, Kristin

Beratende Mitglieder:
Fischer, Finnja Mitmischer

Von der Verwaltung:
Aßmuth, Nadja
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Entschuldigt fehlten:

Holt, Stefan Schriftführer
Reiners, Werner
Schwieters, Andreas

Ratsmitglieder:
Kötting, Bernd Zuhörer
Lemper, Johanna Zuhörer
Rolfes, Norbert Zuhörer

Öffentlichkeit:
de Winter, Harry Pressevertreter
Zuhörerinnen und Zuhörer 8 Personen

Vorsitzende/r:
Reuß, Kristin

Ausschussmitglieder:
Vohrmann, Horst

III. Beratungspunkte und Ergebnisse

A. Öffentlicher Teil

1. Eröffnung der Sitzung

Ausschussvorsitzender Holger Fischer begrüßt die Anwesenden und eröffnet um 17.00 Uhr
die Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung und Umwelt.

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Beschlussfähigkeit

Die Ausschussmitglieder wurden ordnungsgemäß elektronisch über das Ratsportal geladen
und mit E-Mail vom 27.05.2022 über die Einstellung der Unterlagen informiert. Die
Beratungen finden in öffentlicher und nichtöffentlicher Sitzung statt. Die Beschlussfähigkeit
wird vom Ausschussvorsitzenden festgestellt.

3. Feststellung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wurde mit der Einladung im Ratsinfoportal bereitgestellt. Sie wird gemäß
Einladung festgestellt.
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4. Genehmigung der Niederschrift der letzten Sitzung

Die Niederschrift der Sitzung vom 07.02.2022 wurde im Ratsinformationssystem
bereitgestellt und lag allen Ausschussmitgliedern vor. Gegen Form und Inhalt werden keine
Einwendungen erhoben. Sie wird einstimmig genehmigt.

5. Bericht der Bürgermeisterin

5.1. Fertigstellung Straßenendausbau „An der Apotheke“

Allgemeiner Stellvertreter Reiners trägt den Bericht vor.

In seiner Sitzung am 25.03.2021 hat der Gemeinderat den Endausbau der Straße „An der
Apotheke“ beschlossen. Nach nun ca. 8 Monaten Bauzeit konnte der Straßenendausbau zu
den Osterfeiertagen fertiggestellt werden.

Der Endausbau mit Anbindung an die Straße „Am Kanal“ umfasst eine neu asphaltierte
Straße mit einer geregelten Straßenentwässerung, die Erneuerung von öffentlichen
Parkplätzen, eine neue Straßenbeleuchtung sowie die Herstellung eines Gehweges, der vor
den öffentlichen Parkplätzen verläuft und so zu einer zusätzlichen Sicherheit der Fußgänger
beiträgt. Ferner wird durch die Herstellung einer Wendeanlage am Ende des Straßenverlaufs
den verkehrsrechtlichen Anforderungen Rechnung getragen. Des Weiteren wurde am
Straßenanfang im Bereich des Gehweges eine Parkbank aufgestellt und dadurch ein
Aufenthaltsbereich geschaffen.

Aufgrund des Straßenausbaus waren die öffentlichen Parkplätze auf der Straßenseite der
Arztpraxen, der Physiopraxis und der Apotheke zunächst weggefallen, sodass in etwa 100 m
- 200 m Entfernung für die Bauphase im Kanalseitenraum der Straße „Am Kanal“ ein
vorübergehender öffentlicher Parkplatz ausgewiesen wurde. Dieser wird zunächst für die
Besucher weiterhin bestehen bleiben. Die Gemeinde bedankt sich bei allen Beteiligten,
insbesondere bei den Anliegern und Besuchern der Straße „An der Apotheke“ für das
entgegengebrachte Verständnis für die Beeinträchtigungen während der Straßenbauarbeiten.

Fotos der fertiggestellten Straße werden den Anwesenden projiziert.

6. Einwohnerfragestunde
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Einwohner Gerd Menke fragt zur Abrechnung der beitragsfähigen Kosten bei einem
möglichen Straßenausbau in Hebelermeer, warum in der Sitzungsvorlage eine bis zu 40-
prozentiger Kostenbeteiligung der Anwohner geschrieben wurde. Die Satzung sehe
verschiedene prozentuale Beteiligungen vor. Fachbereichsleiter Schwieters erklärt, dass
dazu in TOP 8 ausgeführt werden soll.

Weiter erfragt er den Sachstand zur Hochbaureife der Bauplätze in Hebelermeer. Hierzu führt
Fachbereichsleiter Schwieters aus, dass die Planreife für das Baugebiet in Hebelermeer
erreicht sei. Zur Herstellung der Hochbaureife müssten Haushaltsmittel für den Haushalt
2023 bereitgestellt werden.

Darüber hinaus erfragt er, warum in Hebelermeer im Bereich des Gasthofes Robben die
Straßenreinigung nicht ordnungsgemäß durch das ausführende Unternehmen erledigt wird.
Hierzu wird der zuständige Fachbereich 3 die Sachlage prüfen und eine telefonische
Rückmeldung an Herrn Menke geben.

7. Ausbau der Radverkehrsinfrastruktur in der Gemeinde Twist "Schwarzer Weg" - Antrag der
SPD-Fraktion
Vorlage: 0083/2022
Die SPD-Fraktion im Gemeinderat Twist hat mit Schreiben vom 21.03.2022 (siehe Anlage)
einen Antrag auf Erstellung einer Machbarkeitsstudie für den Ausbau der
Radverkehrsinfrastruktur in der Gemeinde Twist „Schwarzer Weg“ gestellt und um Beratung
im nächsten Fachausschuss für Bau, Planung und Umwelt gebeten.

Der Antrag beinhaltet folgenden Verwaltungsauftrag:

„…Die Verwaltung wird somit beauftragt im Rahmen des Sonderförderprogramms „Stadt und
Land“ des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur zu untersuchen und
darzustellen ob und wie eine Umsetzung durchführbar und finanzierbar ist.

Der Radweg Schwarzer Weg ist eine, wenn nicht die Hauptverbindungsstraße zwischen
Twist Kanalbrücke und Twist-Bült. Über diesen Radweg wird die Oberschule, das Hallenbad,
das Rathaus, verschiedene Lebensmittelläden und in nicht ganz ferner Zukunft auch das
Dienstleistungszentrum erreicht, um nur Einiges zu nennen.
Genutzt wird dieser Radweg vom Bürgern unterschiedlichen Alters mit
Elektro/Seniorenmobilen, Rollern, E-Bikes, Fahrrädern und Einige gehen auch zu Fuß. …“

Die Gemeindestraße Schwarzer Weg verbindet die Gemeindestraße Auf dem Bült auf einer
Länge von ca. 2.800 m mit der Kreisstraße 202. Die Abzweigung in Höhe des Hallenbads bis
zur Straße Am Kanal-West ist nicht Bestandteil der Beratungen. Der hier betrachtete
Streckenabschnitt des Schwarzen Weges verfügt am nördlichen Fahrbahnrand über einen
durchgängigen Fuß und Radweg; an der Südseite verläuft auf einem Streckenabschnitt von
ca. 700 m ein zusätzlicher Fuß- und Radweg von der Straße Auf dem Bült bis zur Kreuzung
Schwarzer Weg/Schaftrift. Der Verkehrsnetzplan der Gemeinde Twist, der den politischen
Gremien in einer Interfraktionellen Sitzung am 10.12.2020 vorgestellt wurde, weist für den
Schwarzen Weg eine an der Erhebungsstelle Q8.1 östlich der Abzweigung des alten
Schwarzen Weges eine Verkehrsbelastung von 3.899 Kfz/24 h aus, davon 2,3 %
Schwerlastverkehr (89 Kfz). Im Ranking der Verkehrserhebungen steht der Schwarze Weg
somit an zweiter Rangstelle nach der Straße Auf dem Bült, für die an der Erhebungsstelle Q9
eine Belastung von 5.051 Kfz/24 h mit 1,9 % Schwerlastanteil (94 Kfz) erhoben wurde. Im
Ergebnis kann festgehalten werden, dass die Straße Schwarzer Weg die Funktion einer
wichtigen innerörtlichen Verbindungsstraße in der Gemeinde Twist übernimmt.
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Die Fahrbahnbreite der Straße beträgt rd. 6,50 m, die Fuß- und Radwege (F+R) sind rd. 1,70
m bis 1,90 m breit und größtenteils durch Grünstreifen getrennt und mit Solitärbäumen
bepflanzt. Der sich an die Straße Auf dem Bült anschließende Streckenabschnitt ist tlw. mit
einer Hochbordanlage und einer Hecke im Bereich des Grünstreifens ausgebaut. Die
Oberflächenentwässerung der befestigten Fahrbahnflächen funktioniert je nach Ausbau über
eine Regenwasserkanalisation bzw. über Gräben im Straßenseitenraum. Innerhalb der
Straßenparzelle verlaufen zahlreiche Ver- und Entsorgungsleitungen. Die Straßenparzelle im
Eigentum der Gemeinde weist eine Breite von rd. 12 m bis 20 m auf.

Die Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Investitionen in die
Radverkehrsinfrastruktur (Richtlinie Förderung von Radverkehrsinfrastruktur –
Sonderprogramm Stadt und Land) wurde durch das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr durch Runderlass vom 29.06.2021 veröffentlicht. Die Zuwendungsvoraussetzungen
beinhalten u. a. die Anforderungen, dass eine Investition mindestens entsprechend den
bundesweit anerkannten technischen Regelwerken geplant und umgesetzt wird und der
Bewilligungszeitraum spätestens Ende 2023 endet.

Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie sind zunächst belastbare Grundlagen für eine
Vorentwurfsplanung zusammenzutragen. Die Grundlagen umfassen im Wesentlichen eine
Bestandsvermessung mit Aufnahme der Fahrbahnen für Kfz und F+R, dem Straßengrün in
Form von Solitärbäumen und Hecken, den Grundstückszufahrten der Anlieger sowie den
Straßenseitengräben. Darüber hinaus sind Baugrunduntersuchungen und eine
Kanalinspektion des Regenwasserkanals durchzuführen. Auf dieser Grundlage folgt im
Anschluss eine Vorentwurfsplanung unter Berücksichtigung der einzuhaltenden Regelwerke
(u. a. F+R mit einer Breite von 2,50 m).

Die Zuwendungsvoraussetzung einer Umsetzung innerhalb des möglichen
Bewilligungszeitraums bis Ende 2023 kann im Rahmen des Förderprogramms Stadt und
Land zeitlich nicht eingehalten werden, da zunächst eine Machbarkeitsstudie einschließlich
der o. a. Bestandsaufnahmen ausgearbeitet werden muss. Neben den technischen
Anforderungen (z. B. an den Baugrund) werden hierbei ggf. auch daraus resultierende
Konsequenzen wie z. B. Grunderwerb oder Verlagerung der Fahrbahnen definiert werden
müssen. Die Planungsleistungen für eine Machbarkeitsstudie lassen sich jedoch auch für
andere Förderkulissen (z. B. NGVFG) verwenden, die den erforderlichen Zeitraum für
Planung und Beschlussfassung in den politischen Gremien einschließlich einer
Finanzplanung einräumen.

Den politischen Gremien wurden im Rahmen einer Interfraktionellen Sitzung am 25.11.2021
die Ergebnisse des Straßenzustandskatasters vorgestellt. Die Prioritäten zukünftiger
Bauprogramme für die Straßeninfrastruktur in kommunaler Straßenbaulast werden dabei in
vier Kategorien aufgeteilt. Der Schwarze Weg wird der Kategorie 3 und damit den
mittelfristigen Maßnahmen zugeordnet. Eine Aufnahme der Planungen in 2023 für den
Schwarzen Weg wäre somit eine Abweichung von der Prioritätenliste; dem Schwarzen Weg
würde somit eine Sonderstellung im Bauprogramm zugewiesen und gegenüber den
Maßnahmen der Kategorien 1 und 2 ein Vorzug eingeräumt.

Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei dem beantragten Projekt um eine Maßnahme
handelt, bei der nach Abschluss der Baumaßnahme von den Anliegern
Straßenausbaubeiträge zu erheben sind. Die rechtliche Grundlage hierfür bildet § 6 des
Niedersächsischen Kommunalabgabengesetztes (NKAG) in Verbindung mit der
Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Twist. Die aktuell gültige Fassung der Satzung
kann unter

https://www.twist-emsland.de/buergerservice-und-politik/ortsrecht/satzungen/satzungen.hmtl

https://www.twist-emsland.de/buergerservice-und-politik/ortsrecht/satzungen/satzungen.hmtl
https://www.twist-emsland.de/buergerservice-und-politik/ortsrecht/satzungen/satzungen.hmtl
https://www.twist-emsland.de/buergerservice-und-politik/ortsrecht/satzungen/satzungen.hmtl
https://www.twist-emsland.de/buergerservice-und-politik/ortsrecht/satzungen/satzungen.hmtl
https://www.twist-emsland.de/buergerservice-und-politik/ortsrecht/satzungen/satzungen.hmtl
https://www.twist-emsland.de/buergerservice-und-politik/ortsrecht/satzungen/satzungen.hmtl
https://www.twist-emsland.de/buergerservice-und-politik/ortsrecht/satzungen/satzungen.hmtl
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abgerufen werden.

Der Finanzbedarf für die Erstellung einer Machbarkeitsstudie ist noch zu ermitteln.
Entsprechende Finanzmittel sind in ausreichender Höhe im Haushaltsplan 2023 zur
Verfügung zu stellen.

SPD-Fraktionsvorsitzender Gaidosch stellt den Fraktionsantrag nochmals kurz vor und weist
auf den schlechten Zustand des Schwarzen Weges und des Radweges hin. Der Zustand der
Radwege in der Gemeinde Twist sei insgesamt nicht gut. Viele umliegende Kommunen
haben ein deutlich besser ausgebautes Radwegenetz. Hier sei in Twist noch ein erhebliches
Verbesserungspotenzial.

Sodann wird der Sachverhalt durch Fachbereichsleiter Schwieters anhand der
Sitzungsvorlage vorgestellt. Durch das vorliegende Straßenzustandskataster sind auch die
Radwege erfasst und bewertet worden. Einige bildliche Sequenzen aus dem
Zustandskataster zum „Schwarzen Weg“ werden den Anwesenden vorgestellt.

Ausschussmitglied Reinert hinterfragt, ob es sinnvoll sei, die Radwege ohne die anliegenden
Straßen zu betrachten. Hierzu führt Fachbereichsleiter Schwieters aus, dass die Betrachtung
der Radwege immer im Kontext mit dem Straßenkörper erfolgen müsse.

Im Namen der CDU-Fraktion plädiert Ausschussmitglied Reinert dafür, auf Grund von
weiterem Beratungsbedarf die Angelegenheit an die Ratsfraktionen zu verweisen.

Ausschussmitglied Gaidosch befürwortet die ganzheitliche Betrachtung der Radwegestruktur
im Kontext mit dem Straßenkörper. Bei allen möglichen Projekten müsse immer die
finanzielle Leistungsfähigkeit der Gemeinde berücksichtigt werden.

Er erkennt den weiteren Beratungsbedarf an, spricht sich aber für eine Beratung des
Antrages im nächsten Fachausschuss aus.

Ausschussvorsitzender Fischer ändert den Beschlussvorschlag der Verwaltung entsprechend
der Hinweise ab. Die Angelegenheit soll zur weiteren Beratung an die Ratsfraktionen
verwiesen und in der nächsten Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung und Umwelt
erneut beraten werden.

Der Ausschuss fasst einstimmig folgenden Beschluss:

Der Antrag der SPD-Fraktion wird zur weiteren Beratung an die Ratsfraktionen verwiesen mit
der Maßgabe, den Beratungsgegenstand im nächsten Sitzungslauf im September 2022
wieder aufzunehmen.

8. Straßenausbau der innerörtlichen Gemeindestraße "Hebelermeer" von der Dorfmitte bis zur
K 202
Vorlage: 0091/2022
Im Rahmen der interfraktionellen Sitzung am 17.03.2022 (Sitzungsvorlage 0043/2022)
wurde erstmalig zu den bisherigen Planungen des Straßenausbaus der innerörtlichen
Gemeindestraße „Hebelermeer“ ausführlich berichtet. Ferner gab es in der
Verwaltungsausschusssitzung am 05.05.2022 sowie in der Ratssitzung am 19.05.2022 einen
Sachstandsbericht zum Straßenausbau (Sitzungsvorlage 0068/2022).

Die Straße „Hebelermeer“ befindet sich durch ihren humosen, zum Teil torfigen Untergrund,
sowohl im Bereich der Fahrbahn als auch des angrenzenden kombinierten Fuß- und
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Radweges in einem schlechten Zustand. Der Straßenzustand gibt Anlass dazu, die Straße
auszubauen. Die Gemeinde beabsichtigt für den Straßenausbau von der Kreisstraße 202 bis
zur Dorfmitte in Höhe des Ehrenmals Fördermittel aus der Förderkulisse zur Verbesserung
der Verkehrsverhältnisse in Gemeinden nach dem Nds.
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (NGVFG) vom Land Niedersachsen einzuwerben.

Durch den Straßenausbau soll zum einen die Straße nachhaltig erneuert werden, der
kombinierte Fuß- und Radweg entsprechend der Straßenverkehrsordnung ausgeweitet und
die Bushaltestellen barrierefrei ausgebaut werden. Der Ausbau der Straße trägt dem weiter
zunehmenden Verkehr und insbesondere dem Fahrradtourismus Rechnung und gewährt
zugleich mehr Sicherheit für alle Verkehrsteilnehmer und eine Schulwegsicherung.

Als Grundsätze für die Straßenausbauplanung verfolgt die Gemeinde einen nachhaltigen und
wirtschaftlichen Straßenausbau, die Finanzierung der Maßnahme mit einem möglichst hohen
Fördermittelanteil sowie die Berücksichtigung der Mindestanforderungen nach den
technischen Regelwerken sowie der Förderkulisse. Ebenfalls wird bei der Ausbauplanung ein
möglichst hoher Schutz und Erhalt der vorhandenen Straßenbäume verfolgt, doch aufgrund
des grundhaften Ausbaus der Straßen und dem erforderlichen Bodenaustausch bis zu einer
Tiefe von 2,90 m werden Wurzeln des seitlichen Baumbestandes getrennt, sodass dennoch
eine erhebliche Anzahl an Straßenbäumen gerodet werden muss.

I. Bisherige Verfahrensschritte

Entsprechend der Forderungen des Förderprogrammes wurde vorbereitend das
Ingenieurbüro für Straßen- und Tiefbau Tjardes · Rolfs · Titsch PartG mbB (IST) aus
Schortens 2020 mit der Erstellung eines Verkehrsnetzplanes mit einer Auftragssumme in
Höhe von 22.228,50 € beauftragt. Die Ergebnisse dessen wurden von IST im Rahmen der
interfraktionellen Sitzung am 10.12.2020 in einer Onlineveranstaltung vorgestellt.

Als weiteren Schritt wurde Ende Januar 2021 die Planung des Straßenausbaus der
innerörtlichen Gemeindestraße „Hebelermeer“ an die Lindschulte Ingenieurgesellschaft mbH
Emsland vergeben. Die bisherigen Gesamtkosten der ersten Leistungsphasen inkl.
Vermessungsarbeiten, Bodengutachten sowie die Erstellung von Leitungsbestandsplänen
belaufen sich auf insgesamt 62.905,77 €. Nach Rücksprache mit der Nds. Landesbehörde für
Straßenbau und Verkehr ist die Teilstrecke der innerörtlichen Gemeindestraße „Hebelermeer“
ab dem Bereich des Ehrenmals in südliche Richtung bis zum Wirtschaftsweg „Hebelermeer“
nicht förderfähig, sodass nur die Teilstrecke von rd. 1,3 km ab der Kreisstraße 202 bis zur
Dorfmitte im Bereich des Ehrenmals Bestandteil des Förderantrages sein kann. Des
Weiteren befindet sich eine ca. 90 m lange Teilstrecke, welche in den Kreuzungsbereich der
K 202 mündet (Teilstrecke in Höhe des Dorfladens) nicht im Eigentum der Gemeinde Twist,
sondern des Landkreises Emsland. An der Flurstücksgrenze endet ebenfalls das
Gemeindegebiet, sodass die Teilstrecke von ca. 90 m sich auf dem Stadtgebiet der Stadt
Haren befindet. Da diese Teilstrecke jedoch ebenfalls für die Ausbauplanungen eingebunden
und für eine Förderung berücksichtigt werden soll, finden bereits Abstimmungsgespräche
zwischen der Stadt Haren, dem Landkreis Emsland sowie der Gemeinde Twist statt. Für die
Zusammenarbeit und Beteiligung der anderen Kommunen ist eine Absichtsvereinbarung für
die gemeinsame Maßnahme, die Bestandteil des Förderantrages ist, erforderlich.

In den als Anlage beigefügten Planunterlagen ist die Trassierung der Fahrbahn nahezu mittig
der Straßenparzelle erfolgt. In einem Bereich verschwenkt die Fahrbahn zum Schutz und
Erhalt des südlichen Baumbestandes in nördliche Richtung. Durch den grundhaften Ausbau
der Straßen und den Bodenaustausch bis zu einer Tiefe von 2,90 m werden die Wurzeln des
seitlichen Baumbestandes getrennt, sodass nach Auskunft des Planungsbüros auf dieser
Teilstrecke auch bei einem Verschwenken der Fahrbahn dennoch bis zu 140 Bäume in der
öffentlichen Straßenparzelle mit unterschiedlichen Stammdurchmessern gerodet werden
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müssen. Es handelt sich hierbei überwiegend um Eichenbäume. Ein wesentlicher Teil von
Neuanpflanzungen kann entlang der Ausbaustrecke berücksichtigt werden. Dennoch wird
nach dem Straßenausbau ein Kompensationsumfang von ca. 415 Bäumen (ca. 300 Bäume
an einem anderen Standort) erforderlich.

Die Förderkulisse nach NGVFG besteht aus einem zweistufigen Antragsverfahren. In der
ersten Stufe des Verfahrens erfolgt ein Antrag zur Aufnahme in ein Mehrjahresbauprogramm.
Bei Bewilligung für eine Aufnahme in das Mehrjahresbauprogramm ist in der zweiten Stufe
ein weiterer Antrag zur Aufnahme in ein konkretes Jahresbauprogramm erforderlich.

Nach entsprechender Zustimmung des Gemeinderates in der Sitzung am 25.03.2021 hat die
Verwaltung zum Antragsstichtag 15.04.2021 einen Antrag zur Aufnahme in das
Mehrjahresbauprogramm beim Land Niedersachsen eingereicht. In der Ratssitzung wurde
sich darauf geeinigt, dass der Förderantrag in der ersten Stufe zunächst die
Mindestanforderungen entsprechend der gesetzlichen Richtlinien und technischen
Regelwerken als auch der Förderkulisse berücksichtigen soll. Somit gab es für die
einzureichenden Planunterlagen das Votum, eine Mindestfahrbahnbreite von 5,55 m, einen
Fuß- und Radweg mit einer Breite von mind. 2,50 m sowie einen Sicherheitsstreifen
zwischen Fahrbahn und Fuß- und Radweg von 1,50 m zu berücksichtigen. Diese Planung
basiert auf dem Regelfall des vorliegenden Verkehrs und ist daher für den
Begegnungsverkehr LKW/PKW gemäß der technischen Richtlinie (RASt06) ausgerichtet.

Die momentan vorliegende Fahrbahnbreite inkl. einer teilweise vorhandenen Pflasterreihe
beträgt rd. 6,0 m und der angrenzende Fuß- und Radweg weist eine Breite von ca. 1,70 m
aus.

Mit Bescheid vom 24.06.2021 teilt das Nds. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und
Digitalisierung mit, dass der Ausbau der innerörtlichen Gemeindestraße „Hebelermeer“ in
das Mehrjahresbauprogramm aufgenommen wird. Um in die Stufe zwei des
Antragsverfahrens zu gelangen, ist ein Antrag zur Aufnahme in ein konkretes
Jahresbauprogramm notwendig. Der nächste Antragsstichtag wäre der 15.09.2022.

Am 02.12.2021 wurde beim Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung ein
Antrag auf eine Luftbildauswertung zur Ausräumung des Verdachts ehemaliger Kampfmittel
in der Ausbaustrecke eingereicht. Die Luftbildauswertung hat ergeben, dass sich im Bereich
der Ausbaustrecke kein Verdacht einer Kampfmittelbelastung ergibt.

Die Grundstückseigentümer an der geplanten Ausbaustrecke „Hebelermeer“ wurden mit
Schreiben vom 25.08.2021 über den Sachstand und der zukünftigen Erhebung von
Straßenausbaubeiträgen informiert. Am 17.03.2022 erfolgte die erste Anliegerversammlung,
in der die zukünftige Fahrbahnbreite ein besonderer Diskussionspunkt war. Ebenfalls von
besonderer Bedeutung ist die erforderliche Rodung der Straßenbäume, die zu einer
wesentlichen Veränderung des bestehenden Alleecharakters führen wird. Da die zum
Ausbau vorgesehene Straße eine innerörtliche verkehrswichtige Hauptverkehrsstraße ist,
werden neben den Grundstückseigentümern alle Einwohner des Ortsteiles Hebelermeer im
Verfahren beteiligt. Vor diesem Hintergrund erfolgte in der Zeit vom 12.04.2022 bis zum
11.05.2022 eine Öffentlichkeitsbeteiligung, in der alle Einwohner ab Vollendung des 18.
Lebensjahres an einer Abstimmung zur Fahrbahnbreite sowie der Auswahl der Baumart für
die Neuanpflanzungen teilnehmen konnten. Die Abstimmungsergebnisse dienen der
Gemeinde als Orientierungshilfe für die weiteren Beratungen und Entscheidungen. An der
Abstimmung haben sich 143 Personen beteiligt, was einer Rücklaufquote von 65 %
entspricht. Des Weiteren wurden in der Zeit vom 21.04.2022 bis zum 06.05.2022 im Foyer
des Rathauses die Ausbauentwürfe ausgehangen sowie ein Anregungskasten für den
Einwurf von Anregungen und Wünschen bereitgestellt. Am 05.05.2022 erfolgte eine
Einwohnerinformation, in der die Ausbauentwürfe noch einmal vorgestellt wurden und die
Einwohner die Möglichkeit erhielten, Fragen zum Ausbauentwurf zu stellen und Anregungen
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mitzuteilen.

II. Aktueller Sachstand

Über die Ausbaustrecke verläuft zudem auch die Emsland-Route der Emsland Touristik
GmbH und das grenzüberschreitende Fietsknotenpunktsystem des int. Naturpark Bourtanger
Moor – Veenland e.V., sodass die Ausbaustrecke neben dem Alltagsradverkehr auch unter
touristischen Gesichtspunkten eine wichtige Bedeutung aufweist. Der Radweg ist zudem als
regional bedeutsamer Radwanderweg im Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP)
2010 dargestellt.

Aufgrund der wichtigen Verbindungsfunktion u.a. zu anderen Ortsteilen, dem Dorfladen als
auch der sonstigen alltäglichen allgemeinen und touristischen besonderen Bedeutung wurde
zuletzt im August 2021 am Fuß- und Radweg eine erforderliche punktuelle Reparatur zur
Verkehrssicherheit vorgenommen.

Des Weiteren ist die messtechnische Befahrung für die Erstellung eines
Straßenzustandskatasters durch die Fa. Lehmann und Partner GmbH aus Erfurt erfolgt. Die
Ergebnisse der Befahrung wurden in der interfraktionellen Sitzung am 25.11.2021 vorgestellt.
Die Zustandsbewertung zeigt, dass sich die zum Ausbau vorgesehene Teilstrecke auf
gesamter Länge in einem schlechten Zustand befindet und dadurch seitens des
Unternehmens die Einstufung der Ausbaumaßnahme mit einer hohen Priorität erfolgt. Der
Gebrauchswert, der Auskunft über die Unebenheiten der Straße gibt, überschreitet den nach
anerkannten Regelwerken der Forschungsgesellschaft für Straßen und Verkehrswesen
vorgegebenen Warnwert noch nicht. Dennoch führt das Schadensbild der Straße zu einem
schlechten Gesamtwert der Straße, sodass eine Ausbaumaßnahme möglichst kurzfristig
empfohlen wird.

Im Falle eines Antrages zur Aufnahme des Straßenausbaus im Jahresbauprogramm 2023,
müsste die Maßnahme zum Antragsstichtag 15.09.2022 tatsächlich baureif sein. Das
bedeutet, dass z.B. die Planunterlagen einschließlich Kostenschätzungen feststehen
müssen, die Gesamtfinanzierung gesichert ist sowie vertragliche Absichtsvereinbarungen mit
dem Landkreis Emsland und der Stadt Haren oder eventuelle Grunderwerbsgeschäfte
abgeschlossen sind.

III. Entscheidung über die Fahrbahnbreite und eingegangene Bürgeranregungen

(1) Fahrbahnbreite:
Laut Verkehrsnetzplan aus 2020 hat die Querschnittszählung in der Straße „Hebelermeer“
eine Verkehrsbelastung von 1.050 Kfz/24 Std. ergeben. Davon entfallen auf den
Schwerverkehrsanteil 9,4 %, sodass für die Entwurfsplanung der Begegnungsverkehr
LKW/PKW als Regelfall angenommen wird. Entsprechend der technischen Richtlinien ist
sodann eine Mindestfahrbahnbreite von 5,55 m gefordert. Dabei wird für einen Bus bzw.
einen PKW eine Fahrzeugbreite von max. 2,55 m angenommen. Bei einem
Begegnungsverkehr von LKW/LKW bzw. LKW/Bus sind die Fahrgeschwindigkeiten zu
reduzieren und die seitliche Schotterbankette zu nutzen. Nach § 32 der Straßenverkehrs-
Zulassungs-Ordnung darf ein landwirtschaftliches Fahrzeug auch mit angehängten
Arbeitsgeräten max. 3,0 m breit sein. Gemäß der Richtlinie für ländliche Wege (sogenannte
Wirtschaftswege) ist bei einem Begegnungsverkehr Traktor/PKW bei einer Reduzierung der
Fahrgeschwindigkeit bis zur Schrittgeschwindigkeit eine Mindestfahrbahnbreite von 5,50 m
vorgeschrieben. Begegnungen zwischen zwei landwirtschaftlichen Fahrzeugen bzw.
Traktor/Bus oder LKW sind die Fahrgeschwindigkeiten zu reduzieren und die seitlichen
Schotterbankette zu nutzen.
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Im Rahmen der Beratungen mit dem Planungsbüro, der Gremien sowie der Anlieger stand
ebenfalls eine Fahrbahnbreite von 6,0 m entsprechend der aktuell vorliegenden
Fahrbahnbreite zur Diskussion. Für die zweite Stufe des Förderantrages zur Anmeldung in
ein konkretes Jahresbauprogramm ist es zulässig, abweichend der Angaben im Antrag zur
Aufnahme in das Mehrjahresbauprogramm, die Fahrbahnbreite zu ändern. Seinerzeit sollte
zunächst entsprechend der Mindestanforderungen nur die Mindestfahrbahnbreite
berücksichtigt werden. Für eine schmalere Fahrbahnbreite sprechen z.B. die Reduzierung
von Fahrgeschwindigkeiten, eine Kostenminderung und eine größere Anzahl von
Straßenbäumen, die erhalten bleiben können.

Im Rahmen der Abstimmung zur Fahrbahnbreite haben sich 65 % der
Grundstückseigentümer und 89 % der weiteren Einwohner (Gesamt 80 %) für eine 6,0 m
breite Fahrbahn in den weiteren Ausbauplanungen ausgesprochen. Begründet wird der
Wunsch damit, dass bei einem Begegnungsverkehr von landwirtschaftlichen Fahrzeugen
oder auch einem landwirtschaftlichen Fahrzeug mit einem Bus oder LKW eine Breite von
5,55 m, auch unter Berücksichtigung einer Befestigung der Bankkette, als nicht ausreichend
angesehen wird. Auch bei diesem Begegnungsverkehr soll ein möglichst uneingeschränktes
aneinander Vorbeifahren ermöglicht werden. Insbesondere seien auch die Erntezeiten zu
berücksichtigen, in denen es zu einem erhöhten Verkehr von landwirtschaftlichen
Fahrzeugen auf der Straße kommen würde und somit bei einer 5,55 m breiten Fahrbahn
ebenfalls der PKW-Verkehr zur enormen Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit gezwungen
wird. Zudem sei zu berücksichtigen, dass die landwirtschaftlichen Fahrzeuge in den
vergangenen Jahren immer breiter wurden, sodass eine 6,0 m breite Fahrbahn
zukunftsorientierter wäre. Für die damit zusammenhängenden Mehrkosten hätten die
Anlieger Verständnis. Des Weiteren weisen Einwohner darauf hin, dass bei der Herstellung
eines Schotterbanketts ein erhöhter Unterhaltungsaufwand für die Gemeinde resultiert,
sodass auch unter dem Aspekt der Folgekosten eine breitere asphaltierte Fahrbahn
sinnvoller wäre.

Die Mehrkosten bei einer Fahrbahnbreite von 6,0 m statt 5,55 m belaufen sich laut
Planungsbüro schätzungsweise auf rd. 74.000 € brutto. Des Weiteren wird bei einer
Realisierung einer 6,0 m breiten Fahrbahn ein Grunderwerb in einer Größenordnung von ca.
15,0 qm von Privatpersonen erforderlich. Die Anzahl der zu rodenden Straßenbäume erhöht
sich auf zusätzliche vier Bäume.

(2) Umlegung der Trassierung des Fuß- und Radweges:
Weiter haben einige Anlieger bereits vor der Anliegerversammlung am 17.03.2022
vorgeschlagen, den Fuß- und Radweg nicht an dem Sicherheitsstreifen und somit in einem
Abstand von 1,50 m zur Fahrbahn, sondern weiter in südliche Richtung zwischen den
Eichenbäumen anzulegen. So würde für den Fuß- und Radweg eine Art Alleecharakter
entstehen. Das Planungsbüro Lindschulte wurde mit der Prüfung der Verlegung des Fuß-
und Radweges beauftragt und gibt dazu folgende Stellungnahme ab:

Die Änderung der Trassierung würde zu Lasten weiterer 11 Bäume erfolgen. Bei der
Ausbauplanung wurde ein kompletter Bodenaustausch berücksichtigt, der zudem vom
Bodengutachter angeraten wurde. Wortlaut des Gutachters: „…Da bereits wenige Dezimeter
unterhalb der Fahrbahnoberkante stark setzungsempfindliche Torfe anstehen, die bis 2,0
bzw. 2,9 m Tiefe reichen, ist eine sichere, regelkonforme Gründung nur bei einem
Komplettaustausch der Torfschicht möglich…“. Die Torfschicht hat eine Tiefenlage von bis zu
2,90 m gemessen von OK-Fahrbahn.

Beim Bodenaustausch sind Grundwasserabsenkungen für mehrere Wochen einzuplanen. Es
ist davon auszugehen, dass die Straßenbäume auch während der Grundwasserabsenkung
nicht ausreichend mit Wasser versorgt werden. Des Weiteren werden beim Bodenaustausch
innerhalb der Fahrbahnfläche die wasserführenden Wurzeln getrennt. Eine Standsicherheit
der Bäume bei einseitiger Trennung der Wurzeln ist ebenfalls nicht gegeben. Die
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wasserführende Torfschicht wird beim Bodenaustausch durch frostsicheren, standfesten
Füllboden ersetzt, sodass auch die Nährstoffzufuhr der Bäume getrennt wird.

Auch zum Bau des Geh- und Radweges wurde ein kompletter Bodenaustausch im o.g.
Streckenabschnitt berücksichtigt. Dieses erfolgte auch unter dem Aspekt der Standsicherheit
der Nebenanlagen. Der Oberbau und deren Tragschichten haben dabei entsprechend der
Richtlinien und den Anforderungen zur Standfestigkeit gemäß RStO12, Tafel 6, Ev2-Wert
oberhalb 15 cm Schottertragschicht zu erfolgen. Die Nebenanlagen (hier: Fuß- und Radweg,
Haltestellen sowie Grundstückszufahrten) werden auch mit Unterhaltungsfahrzeuge z.B.
Streudienst oder landwirtschaftlichen Nutzfahrzeugen frequentiert. Bei den Zufahrten wurde
in der Entwurfsplanung eine 20 cm starke Schottertragschicht berücksichtigt.

Das Baugrundrisiko in Hinblick der Setzungen ist bei einem Verbleib der Torfschicht im
Trassenbereich des Fuß- und Radweg sehr hoch. Der Einsatz von Bodenbewehrung z.B.
Geogitter und/ oder Vlies ist zum einen kostenintensiv und des Weiteren in Hinblick der Ver-
und Entsorgungstrassen nicht nachhaltig. So würde z.B. bei einer Nachinstallation oder
Änderung der Versorgungsleitungen stetig die Bodenbewehrung getrennt werden.

Aufgrund des Vorgenannten wird seitens der Verwaltung von einer Umlegung der
Trassierung des Fuß- und Radweges abgeraten. Im Anschluss an die Anliegerversammlung
wurde dieser Wunsch seitens der Anlieger nicht weiter verfolgt.

(3) Veränderung der Höhenlage der Fahrbahn
Ferner wurde im Rahmen der Anliegerversammlung angeregt, die Höhenlage der Fahrbahn
um etwa 0,5 m tiefer zu setzen. Die bisher geplante Höhenlage der Fahrbahn wurde im Zuge
der Entwurfsplanung in Anlehnung der bestehenden Straßenhöhe gewählt. Derzeit liegt die
Fahrbahn rd. 0,2 – 0,3 m höher als die Grundstückszufahrten. Laut Stellungnahme des
Planungsbüros würden bei einer tieferen Fahrbahn Bodenmassen und die damit
zusammenhängenden Kosten eingespart werden können, allerdings wären dann höhere
Kosten zur Anpassung der Grundstückszufahrten einzukalkulieren. Des Weiteren liegen die
nördlichen Grundstückszufahrten bis zu 0,6 m höher als die Zufahrten auf der
gegenüberliegenden Fahrbahnseite, so z.B. in Höhe der Grundstücke Hebelermeer 25 und
26. Die Straßenhöhe wurde seitens des Planungsbüros so gewählt, dass die
Oberflächenwasserbewirtschaftung funktionsfähig ist und zudem die Kosten zur Lieferung
von Bodenmengen eingespart werden. Die finale Höhenlage der Fahrbahn sowie des Fuß-
und Radweges erfolgen im Zuge der zukünftigen Ausführungsplanung des Straßenausbaus.

(4) Einbau von Rasengittersteinen:
Im Nachgang zur Anliegerversammlung sowie im Rahmen des Abstimmungsverfahrens zur
Fahrbahnbreite ist die Anregung vorgebracht worden, den Seitenbereich der Fahrbahn mit
Rasengittersteinen zu versehen. Der Unterhaltungsaufwand zu einem reinen Schotterbankett
von jeweils 0,5 m könnte dadurch geringer ausfallen. Auch diese Anregung wurde seitens
des Planungsbüros näher geprüft. Im Ergebnis wird von dem Einbau von Rasengittersteinen
abgeraten. Die Befestigung mittels Rasengittersteinen wird allgemein nur im Bereich von
Einmündungen vorgenommen. Ein Einbau auf längeren Straßenstrecken wird aufgrund des
Setzungsverhaltens von Rasengittersteinen kritisch gesehen, sodass auch hier ein
Unterhaltungsaufwand je nach Belastung sehr hoch sein kann. Zudem würden nach einer
groben Kostenschätzung bei einer Ausbaustrecke von rd. 1,2 km etwa 250.000 Euro
Mehrkosten entstehen. Hinzu kämen Kosten für Anpassungsarbeiten an der asphaltierten
Fahrbahn. Die Mehrkosten für die Herstellung einer Fahrbahnbreite von 6,0 m im Vergleich
zu einer Fahrbahnbreite von 5,55 m belaufen sich dagegen schätzungsweise auf 74.000
Euro, sodass für das Ziel einer breiteren befestigten Fahrbahnfläche eine
Komplettasphaltierung der Fahrbahn im Vergleich zum Einbau von Rasengitterscheinen
wirtschaftlicher wäre. Des Weiteren wird bei einem Einbau von Rasengittersteinen
unabhängig des eingebauten Materials auf eine mögliche Lärmbelästigung hingewiesen, die
je nach Fahrzeug und Verkehrsgeschwindigkeit für die Anlieger eine zusätzliche Belastung
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bedeuten könnte. Aufgrund des Vorgenannten empfiehlt das Planungsbüro von vornherein
einen breiteren Ausbau der Fahrbahn in Asphaltbauweise oder alternativ die seitliche
Befestigung mittels Schotterbankett vorzunehmen. Im Rahmen des Abstimmungsverfahrens
sowie der Öffentlichkeitsbeteiligung wurde von einigen Einwohnern sich ebenfalls gegen den
Einbau von Rasengittersteinen ausgesprochen. Begründet wurde dies mit einem erhöhten
Unterhaltungsaufwand sowie der daraus möglichen Lärmbelästigung für die
Grundstückseigentümer.

(5) Anregungen aus dem Abstimmungsverfahren:
Des Weiteren wurden Anregungen auf dem Abstimmungsbogen zur Fahrbahn eingereicht.
Insgesamt wird der Wunsch geäußert, möglichst den Charakter einer Dorfstraße zu erhalten.
Eine weitere Anregung ist eine Heckenbepflanzung des Schutzstreifens zwischen der
Fahrbahn und dem Fuß- und Radweg. Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gab es
hierzu vereinzelnd Gegenstimmen, da die Hecke zum einen Sichtverhältnisse und zum
anderen bei einem Begegnungsverkehr und bei einem erforderlichen Ausweichen von
Fahrzeugen den Verkehrsraum einschränken würde.

IV. Entscheidung über die Wahl der Straßenbäume und eingegangene
Bürgeranregungen

Da es in den vergangenen Jahren an Eichenbäumen zu dem Befall von
Eichenprozessionsspinnern gekommen ist, wird für die Neuanpflanzungen seitens des
Planungsbüros die Straßenbaumart Feldahorn (Acer Camestre „Elsrijk“), Hainbuche
(Carpinus betulus) oder die Dornlose Gleditschie (Gleditsia triacanthos „Skyline“) als
geeigneter Straßenbaum vorgeschlagen. Entsprechende Informationen zu den Baumarten
wurden im Rahmen des Abstimmungsverfahrens den Einwohnern sowie der Öffentlichkeit
zur Verfügung gestellt. Von den Einwohnern haben sich 70 % und von den
Grundstückseigentümern 64 % (Gesamt 70 %) für die Baumart der Hainbuche
ausgesprochen. An zweiter Stelle mit 16 % von den Einwohnern und 21 % der
Grundstückseigentümer erfolgte ein Ausspruch für die Dornlose Gleditschie. Des Weiteren
wurde seitens einiger Grundstückseigentümer sich ausdrücklich gegen die Anpflanzung mit
Feldahorn ausgesprochen. Vier Anlieger schlugen vor, verschiedene Säulenbäume im
Wechsel zur Auflockerung des Gesamtbildes anzupflanzen.

V. Kosten und Finanzierung

Schätzkosten aus dem Frühjahr 2021:
Straßenausbaukosten 2.300.000 €
Kosten für die Bushaltestellen 114.500 €
Planungskosten Straße und Bushaltestellen zzgl. Bauüberwachung 280.000 €

Zwischensumme 2.694.500 €
Zzgl. Preissteigerungen und sonstige Reserve 552.400 €

Gesamt 3.246.900 €

Mehrkosten bei einer 6,0 m breiten Fahrbahn:
Mehrkosten Straßenausbau ca. 74.000 €
Privater Grunderwerb zzgl. Grunderwerbsnebenkosten
Planungskosten für die Anpassung des Entwurfsplanes, Abrechnung nach Stundenaufwand
Planungskostensteigerung Straße der Leistungsphasen 4-8 in Abhängigkeit der reinen
Straßenausbaukosten

Die Finanzierung teilt sich in Anliegerbeiträge, Gemeindeanteil als Anteil der Allgemeinheit
sowie Zuschüsse aus Förderkulissen.
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Für die Gesamtkosten der Bushaltestellen wird ein separater Förderantrag für den
barrierefreien Ausbau von Bushaltestellen bei der Landesnahverkehrsgesellschaft (LNVG)
nach dem ÖPNV-Förderprogramm gestellt. Die Förderquote liegt bei 75 % der
zuwendungsfähigen Ausgaben. Der Landkreis Emsland stockt die Fördermittel in der Regel
mit 12,5 % auf insgesamt 87,5 % auf.

Die Förderkulisse nach NGVFG berücksichtigt nur die reinen Straßenausbaukosten, sodass
die Planungskosten nicht förderfähig sind. Bei Aufnahme in das Jahresbauprogramm ist nach
aktuellem Stand mit einer Förderung von 60 % der förderfähigen Kosten zu rechnen. Die
verbleibenden Kosten sind entsprechend den Regelungen der
Straßenausbaubeitragssatzung von den Anliegern und der Gemeinde als Anteil der
Allgemeinheit zu tragen. Bei einer Realisierung der Ausbaumaßnahme würden von den
beitragsfähigen Kosten nach der aktuellen Straßenausbaubeitragssatzung bis zu 40 % auf
die Anlieger verteilt werden.

Die Finanzierung teilt sich in Anliegerbeiträge nach den Regelungen der
Straßenausbaubeitragssatzung, Eigenanteil der Gemeinde sowie Zuschüsse aus
Förderkulissen.

Im Haushaltsplan 2022 wurden Mittel in Höhe von 60.000 € unter der Investitionsnummer I
541-001 bereitgestellt, sodass es bereits in diesem Jahr zu Beauftragungen kommen kann.
Für das Jahr 2023 wurde eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 1,5 Mio. € und für
das Jahr 2024 eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 1,44 Mio.€ aufgenommen. Nach
aktualisierter Kostenschätzung sind im Haushaltsplan 2023 und 2024 die erforderlichen Mittel
bereitzustellen.

Die Planungen zum Ausbau der innerörtlichen Straße „Hebelermeer“ werden mittels Power-
Point Präsentation von Sachgebietsleiterin Aßmuth (Grundsätzliches und rechtliche Aspekte)
und Fachbereichsleiter Schwieters (technische Belange) vorgestellt.

Die Präsentation ist diesem Protokoll als Anlage beigefügt.

Zur Anfrage aus der Einwohnerfragestunde bezüglich Ausführungen in der Sitzungsvorlage
zur Abrechnung der beitragsfähigen Kosten in Höhe von bis zu einer 40-prozentigen
Kostenbeteiligung wird erläutert, dass bei der Baumaßnahme verschiedene Teileinrichtungen
mit satzungsgemäß unterschiedlichen prozentualen Beteiligungen abzurechnen seien. Die
max. Kostenbeteiligung liege jedoch bei 40 %. Deshalb wurde in die Sitzungsvorlage eine
Kostenverteilung von bis zu 40 % geschrieben.

Auf Nachfrage von Ausschussmitglied Reinert erläutert Sachgebietsleiterin Aßmuth, dass ein
wesentlicher Teil der zu Kompensation der 140 zu fällenden Bäume an anderer Stelle
gepflanzt werden müsse. Im Bereich der Straßen soll als Ergebnis der
Öffentlichkeitsbeteiligung die gleiche Menge an Hainbuchen für die gefällten Eichen geplanzt
werden. Weiter wird ausgeführt, dass die dann noch zusätzlich etwa 300 Bäume an noch
nicht festgelegter Stelle geplanzt werden müssen. Hier kämen auch Obstbäume in Betracht.

Ausschussmitglied Nögel spricht für die CDU-Fraktion ein Lob an die Verwaltung für die gute
Arbeit aus, sowohl für die umfassenden Sitzungsunterlagen und Präsentationen in den
politischen Gremien als auch für die frühe und umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit in
Hebelermeer. Seitens der Fraktion wird die Ausbaubreite von 6 m unterstützt.

Ausschussmitglied Gaidosch lobt ebenfalls die gute Vorbereitung und frühzeitige Einbindung
der Bürgerinnen und Bürger aus Hebelermeer durch die Verwaltung. Dies werde hoffentlich
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zu einer großen Akzeptanz der Baumaßnahme führen.

Der Ausschuss fasst einstimmig folgende Beschlussempfehlung:

1. Der Ausbauentwurf für den Straßenausbau „Hebelermeer“ wird entsprechend dem
Abstimmungsergebnis aus der Bürgerbeteiligung

a. auf eine 6,0 m breite Fahrbahn angepasst und
b. für die Neuanpflanzung der Straßenbäume werden Hainbuchen vorgesehen.

Unter Berücksichtigung der Fahrbahnanpassung wird auf Grundlage des
vorliegenden Ausbauentwurfes das Ausbauprogramm für den Straßenausbau
„Hebelermeer“ beschlossen. Die dafür erforderlichen Vergabeverfahren für Planungs-
und Ausbauarbeiten sind zu veranlassen.

2. Es wird beschlossen, entsprechend der Förderkulisse nach dem Nds.
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetztes (NGVFG) den Antrag zur Aufnahme in das
Jahresbauprogramm 2023 zum Antragsstichtag 15.09.2022 einzureichen. Alle dafür
erforderlichen Arbeiten und Abstimmungen sind vorzunehmen.

3. Nach Durchführung des Straßenausbaus werden auf Grundlage der
Straßenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Twist die Beitragspflichten für den
Ausbau der Straße mit den Anliegern abgerechnet.

9. Anfragen und Anregungen

Es werden keine Anfragen und Anregungen vorgetragen.

10. Schließung der öffentlichen Sitzung

Mit einem Dank an die Anwesenden schließt Ausschussvorsitzender Fischer um 18:21 Uhr
die öffentliche Sitzung des Fachausschusses.


